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I/A-PUNKT-VERMERK 

Absender: Generalsekretariat des Rates 

Empfänger: Ausschuss der Ständigen Vertreter/Rat 

Betr.: Entwurf einer RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 
DES RATES zur Änderung der Richtlinie 2009/103/EG über die 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der 
entsprechenden Versicherungspflicht (erste Lesung) 

– Annahme des Gesetzgebungsakts 

= Erklärung 
  

Erklärung der Kommission 

Die Kommission ist nach wie vor entschlossen, sich für ein hohes Maß an Schutz von Opfern im 

Kontext der Kraftfahrzeughaftpflicht-Richtlinie einzusetzen. Ziel der Kommission ist es, 

sicherzustellen, dass Opfer – auch im grenzüberschreitenden Kontext – so schnell wie möglich 

entschädigt werden und keinen unverhältnismäßigen Verfahrensvorschriften unterliegen, durch die 

ihr Zugang zu Entschädigungen behindert werden könnte. Die Wirksamkeit einer Entschädigung 

hängt weitgehend davon ab, dass sie zeitnah erfolgt. Die Kommission weist in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass das Europäische Parlament wiederholt Bedenken hinsichtlich der 

Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Verjährungsfristen – d. h. den 

Zeitraum, in dem Geschädigte einen Anspruch geltend machen können – geäußert hat. Die 

Kommission wird den Sachverhalt sorgfältig prüfen und mögliche Abhilfemaßnahmen untersuchen, 

um den Schutz von Opfern weiter zu verbessern, falls sich ein Tätigwerden auf Unionsebene als 

gerechtfertigt erweisen sollte. 
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